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Anlage 15 zur GRDrs 797/2015

Verlängerung eines Stellenvermerks
zum Stellenplan 2016

	Org.-Einheit
(aut. Stpl.),


Kostenstelle
	Amt
	BesGr.

oder

EG
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk


bisher

neu
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	320.0301.205

32315314


	Amt für öffentliche Ordnung
	EG 9
	Sachbearbeiter/-in
	0,5
	KW
01/2016

KW

01/2018
	


Begründung

Zur zwingenden Erfüllung neuer, gesetzlicher Vorschriften wurde zum Haushalt 2014/2015 eine 0,5 Stelle für den Bereich Transporte/Gewerbliche Güterbeförderung bei der Straßenverkehrsbehörde beim Amt für öffentliche Ordnung mit KW-Vermerk 01/2016 geschaffen.
Hintergrund der Stellenschaffung war, dass zur Neuregelung einheitlicher Berufs- und Marktzugangsvoraussetzungen für Güterkraftverkehrsunternehmer und Personenkraftverkehrsunternehmer in der Europäischen Union im sog. „Road Package“ umfassende Regelungen getroffen wurden, die seit dem 04.12.2011 unmittelbar Anwendung finden.
Die bisherige periodische Routineüberprüfung sämtlicher Unternehmen wurde ergänzt um eine systematische Überwachung und zielgerichtete Kontrollen jener Verkehrsunternehmen, die wiederholt straf- oder ordnungswidrigkeitsrechtlich in Erscheinung getreten sind und entsprechend dem von der EU neu eingeführten Risikoeinstufungssystem als riskant eingestuft werden. Im Rahmen der Risikobewertung sind durch die Überwachungsbehörde u.a. Verstöße in allen den Unternehmensbetrieb betreffenden Rechtsgebieten auszuwerten.

Da es sich um neue Aufgaben handelte, mussten erst Erfahrungen mit dem Ablauf und dem Aufwand gesammelt werden. Die Vorgangsbearbeitung gestaltet sich komplexer, als zunächst angenommen. Insbesondere zeigte sich, dass bei Verstößen praktisch immer eine Gemengelage unterschiedlichster Rechtsgebiete vorliegt. Entsprechend aufwändig ist damit die Nachbearbeitung von sichergestellten Unterlagen. Bei den bisher durchgeführten Betriebsprüfungen wurden umfangreiche Missstände aufgedeckt. Im Einzelnen wurden 1.306 Rechtsverstöße festgestellt, welche zu Ordnungswidrigkeiten-verfahren führten. In weiteren Rechtsverfahren konnten, obwohl diese Verfahren immer zeitlich langwierig sind, auch bereits Bußgelder festgesetzt werden.

Die Kommunikation zwischen den zuständigen Behörden und den beim BAG eingerichteten Dateien, der Verkehrsunternehmensdatei und der Datei über abgeschlossene Bußgeldverfahren erfolgt ausschließlich auf elektronischem Wege. Um das Funktionieren des Informationsaustauschs zu gewährleisten, müssen die Daten durch die Straßenverkehrsbehörde stets gepflegt und auf aktuellem Stand gehalten werden. In diesem Zusammenhang gestaltet sich die Überwachung der Fahrzeugbestände durch das fortwährende Abgleichen mit dem Zulassungsregister und das Korrigieren im örtlichen Fahrzeugregister als besonders zeitintensiv. Zudem muss bei der Überprüfung der Zuverlässigkeit des Unternehmers und des Verkehrsleiters zusätzlich eine EU-weite Abfrage erfolgen. 
Bei Ablehnung der Verlängerung des Vermerks können die Aufgaben, die sich aus dem „Road Package“ ergeben, nicht im zwingend erforderlichen Umfang bearbeitet werden. 
Der dauerhafte Stellenbedarf ist zum Stellenplan 2018/2019 zu prüfen.






